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6. WELTHANDEL*
I
M JAHR 2001 war ein Nachlassen des Wirtschaftswachstums und ein Rück-
gang des Handelsverkehrs in der Welt zu verzeichnen. Der Anteil der Ent-
wicklungsländer an den Weltausfuhren, welcher fast 30 Prozent erreicht
hatte, ist leicht gesunken. Die Ausfuhreinnahmen der Entwicklungsländer
hängen noch häufig von der Entwicklung der Rohstoffpreise oder vom Absatz
billiger Fertigwaren ab. Die Schweiz hat sich ihrerseits einen sehr beneidens-
werten Platz im Welthandel bewahrt.
Vier Länder (darunter China) sind der Welthandelsorganisation (WTO) im Jahr
2001 als Mitglieder beigetreten, hingegen wurden 2002 keine Neubeitritte ver-
zeichnet. Ende 2002 zählte die WTO 144 Mitglieder und rund dreissig Beitritts-
kandidaten. Am 1. September 2002 trat der Thailänder Supachai Panitchpakdi
die Nachfolge des Neuseeländers Mike Moore als WTO-Generaldirektor für
eine dreijährige Amtszeit an. Er wird in diesem Zeitraum mehrere für die Orga-
nisation wichtige Termine wahrzunehmen haben. 
Die im November 2001 von der 4. WTO-Ministerkonferenz in Doha (Katar) ein-
geleitete neue Handelsverhandlungsrunde hat sehr ehrgeizige Ziele. Die im
Hinblick auf einen breiten Konsens als „Doha Development Agenda“ (Doha-
Programm für die Entwicklung) bezeichnete Verhandlungsrunde umfasst rund
zwanzig Themen, welche auf der Grundlage oft widersprüchlicher Forderungen
formuliert wurden. Sie soll spätestens am 1. Januar 2005 mit der einstimmigen
Annahme einer Schlussakte enden, die eine Beschleunigung der Liberalisierung
des Welthandels ermöglichen sollte.
Die Arbeiten finden in acht Verhandlungsgruppen statt. Während die Gespräche
über Landwirtschaft, Dienstleistungen und geistige Eigentumsrechte bereits im
Jahr 2000 begonnen hatten, wurden die Verhandlungen über die übrigen The-
men im Januar 2002 aufgenommen. Die Delegierten einigten sich zunächst über
Geschäftsordnungen, Leitlinien, Zeitpläne, usw. Im Dezember 2002 wurden
weiterhin bestehende Meinungsverschiedenheiten in folgenden wichtigen Berei-
chen festgestellt : Umsetzung der WTO-Abkommen, Landwirtschaft, besondere
und differenzierte Behandlung der Entwicklungsländer sowie Zugang der armen
Länder zu Generika.
Unter den zahlreichen Themen des Doha-Programms sind die Verhandlungen
über die Landwirtschaft für die Länder des Südens und für die Schweiz von
grosser Bedeutung. Die südlichen Länder wollen einen freien Zugang zu den
Märkten des Nordens erlangen, während unser Land zu Konzessionen bereit ist,
ohne jedoch auf die Erhaltung einer für die ländlichen Gebiete und die natürli-
che Umwelt förderlichen Landwirtschaft zu verzichten. Die Behandlung dieses
Themas im vorliegenden Kapitel aktualisiert einige Informationen, die im Dos-
sier über die Landwirtschaft des Jahrbuchs Schweiz-Dritte Welt 2002 präsen-
tiert wurden.
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Während die neue Welthandelsliberalisierungsrunde im Rampenlicht der wirt-
schaftlichen Aktualität steht, ist die UNCTAD weiterhin das Hauptorgan der
Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung. Im Frühjahr 2002 hat die
UNCTAD die Halbzeitprüfung der Folgearbeiten zu den Empfehlungen der 10.
Tagung der UN-Konferenz für Handel und Entwicklung vorgenommen. Ferner
hat sie neue Analysen der Wechselwirkungen zwischen Handel und Entwicklung
veröffentlicht. Ein besseres Verständnis dieser Prozesse wird der Förderung der
Interessen des Südens in den laufenden Handelsverhandlungen dienlich sein.
6.1. ENTWICKLUNG DES WELTHANDELS
2001 ist das Wirtschaftswachstum, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, in den
drei wichtigsten Wirtschaftsregionen der Welt – Vereinigte Staaten, Europäi-
sche Union und Japan – stark zurückgegangen. Es erreichte etwas über 1 Pro-
zent, gegenüber 4 Prozent im Jahr 2000. Mit dem Nachlassen des Wirtschafts-
wachstums stellte sich nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 in
New York auch ein Klima der Unsicherheit ein.
Die Auswirkungen der Wirtschaftsflaute auf die Entwicklungsländer waren viel
stärker ausgeprägt als in den vorhergehenden konjunkturellen Abschwungpha-
sen der 90er Jahre. 2001 betrug das Wirtschaftswachstum dieser Länder nur
noch 2,1 Prozent, nachdem es im Jahr 2000 5,4 Prozent erreicht hatte. Lediglich
China und Indien – zwei grosse, noch relativ geschlossene Volkswirtschaften –
blieben mehr oder weniger vom drückenden Einfluss der Weltmärkte verschont.
Aufgrund dieser wirtschaftlichen Rahmenbedingungen hat die Entwicklung des
internationalen Warenhandels ihren stärksten Rückgang seit der zweiten Ölkrise
zu Beginn der 80er Jahre erlebt. Im ersten Halbjahr 2002 hat das Handelsvolu-
men allmählich wieder zugenommen, jedoch erfolgte dieser Wiederanstieg im
Umfeld eines weiterhin stockenden weltweiten Wachstums1. Die wertmässigen
Einfuhren der Europäischen Union und der Vereinigten Staaten sind gegenüber
dem gleichen Vorjahreszeitraum um 6 Prozent gesunken, während der Rück-
gang in Japan und Lateinamerika über 10 Prozent betrug2. Umgekehrt haben die
Einfuhren in China und Russland um 10 bzw. 7 Prozent zugenommen. Dank
einer Nachfragesteigerung, vor allem in Nordamerika, dürfte das Volumen des
weltweiten Warenhandels 2002 um 1 Prozent gegenüber dem Vorjahr zulegen.
Das Wachstum der wertmässigen Ausfuhren wird infolge einer im Verlauf des
Jahres vorgesehenen allgemeinen Aufwertung des Dollars etwas höher sein.
Gemäss den Schätzungen ist das Volumen der weltweiten Warenausfuhren 2001
um 1 Prozent gesunken, während es im Jahr 2000 noch eine Zunahme um 11
Prozent erreichte, was dem stärksten Wachstum im letzten Jahrzehnt entspricht3.
Produktion und Handel haben aufgrund einer allgemeinen Stagnation der Inves-
titionen und eines geringen Anstiegs des Endkonsums (2-2,5%), der im Übrigen
durch zuvor angehäufte Lagerbestände gedeckt wurde, stark nachgelassen.
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1 UNCTAD, Rapport sur le commerce et le développment, 2002. Aperçu général, New York/Genf, Ver-
einte Nationen, 2002, S. 5.
2 WTO, World Trade Development in 2001 and Prospects for 2002, 30.9.2002, S. 41 ; WTO, Pressemit-
teilung Nr. 316, 7.10.2002.
3 WTO, Rapport annuel 2002, Genf, 2002, S. 11.
Die plötzliche Einstellung der Ausrüstungsinvestitionen im Informationstechno-
logiebereich in den OECD-Staaten sowie die gleichzeitig nachlassende Dyna-
mik des Verbrauchs dieser Art von Ausstattungen hatten einen Einbruch des
Welthandels mit Büromaterial und Telekommunikationsausrüstungen zur Folge.
Er betraf vor allem die Ausfuhren der asiatischen Länder, die in der Herstellung
dieser Produkte spezialisiert sind. 2001 ist der Wert der weltweiten Warenaus-
fuhren um 4 Prozent auf 6 Milliarden Dollar gesunken. Dies ist der stärkste
Rückgang, der seit 1982 zu verzeichnen war. In allen Wirtschaftsregionen war
ein Verfall der Exporteinnahmen zu beobachten, mit Ausnahme der Volkswirt-
schaften im Übergang, die eine Steigerung der Einnahmen aus dem Brennstoff-
verkauf verzeichneten. Der Rückgang der wertmässigen Ausfuhren betraf die
drei Hauptwarenkategorien : landwirtschaftliche Produkte (–1%), Produkte der
Bergbauindustrie (– 8%) und Fertigwaren (– 4%).
Vom Rückgang des Handels mit kommerziellen Dienstleistungen um 1 Prozent
waren alle Kategorien von Dienstleistungen und alle grossen Wirtschaftsregio-
nen betroffen.
Tabelle 16 : Wertmässiges Wachstum der Weltausfuhren von Waren und kommerziellen 
Dienstleistungen (in Milliarden Dollar und Prozent)
Wert (Mrd. $) Jährliche Änderung (%)
Jahr 2001 1990-2000 1999 2000 2001
Ganze Welt
Waren 5990 6.5 5.0 12.5 –4.0
Kommerzielle Dienstleistungen 1440 6.5 2.5 6.0 –1.5
Schweiz
Waren 82.1 (1.4 %) a 4.0 4.0 10.5 1.0
Kommerzielle Dienstleistungen 25.9 (1.8 %) 4.0 2.0 0.0 –4.0
Quelle : WTO, Rapport annuel 2002, Genf, 2002, S. 14 und 26.
a Anteil in Prozent der wertmässigen Weltausfuhren.
Mit einem Anteil von 1,4 Prozent des wertmässigen Weltwarenhandels im Jahr
2001 hat die Schweiz ihren Rang unter den Export- und Importländern von
Waren (an 20. bzw. 17. Stelle) und von kommerziellen Dienstleistungen (an 17.
bzw. 27. Stelle) aufrechterhalten. Die Entwicklung der Warenbilanz hat sich dank
einer Steigerung der wertmässigen Ausfuhren um 4 Prozent (auf 132 Milliarden
Franken) verbessert, wobei diese Steigerung höher war als diejenige der Einfuh-
ren um 1 Prozent (auf 130 Milliarden Franken)4.
Im Fall der Schweiz erfolgt der grösste Teil des internationalen Güterhandels mit
den übrigen Industriestaaten : 78 Prozent der wertmässigen Ausfuhren, gegen-
über 88 Prozent der Einfuhren. 2001 hat der Güterverkehr in die Entwicklungs-
und Transitionsländer5 einen Wert von 29 Milliarden Franken, d.h. 22 Prozent
der Gesamtausfuhren erreicht. Im Verlauf des Jahres 2001 hat sich diese Position
vor allem gegenüber den aufstrebenden asiatischen Ländern, Argentinien, der
Türkei und Südafrika verschlechtert. Die Einfuhren aus den Entwicklungsländern
erreichten 15 Milliarden Franken, was 11,5 Prozent der Gesamteinfuhren ent-
spricht. Trotz ihrer globalen Stabilität waren die Einfuhren durch einen starken
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4 Staatssekretariat für Wirtschaft (seco), Aussenwirtschaftliche Entwicklungen 2001, Anhang Tabelle 6.
5 Ibid. In dieser Gruppe sind die Transitionsländer, die aufstrebenden Länder und die Entwicklungslän-
der (sowohl Erdöl exportierende als auch andere Länder) eingeschlossen.
Einbruch der Lieferungen aus den asiatischen Ländern gekennzeichnet. Diese
Tendenz setzte sich im ersten Halbjahr 2002 fort6. Sie ging mit einem Rückgang
des wertmässigen Handels mit den Industrieländern wegen negativer Volumenef-
fekte infolge einer allgemeinen Höherbewertung des Schweizer Frankens einher.
Die von dieser Schrumpfung betroffenen Branchen sind die elektronische Indus-
trie und die Maschinenindustrie, wogegen die Entwicklung der Ausfuhren in der
chemischen und pharmazeutischen Industrie weiterhin positiv verläuft.
❏ Internationaler Warenhandel nach Regionen7
Die Ausfuhren von Büromaterial und Telekommunikationsausrüstungen haben
(mit einem Negativwachstum von –20%) in Nordamerika und (–10%) in West-
europa die grösste Schrumpfung unter den Erzeugnissen der Fertigwarenindus-
trie erfahren. Dieser Rückgang ist auch bei den Einfuhren zu verzeichnen, die –
wahrscheinlich infolge des Nachlassens der Industrietätigkeit – durch rückläu-
fige Lieferungen von Rohstoffen, Nichteisenmetallen sowie Eisen- und Stahler-
zeugnissen gekennzeichnet waren.
Trotz eines Einbruchs der Ausfuhren im Verlauf des Jahres 2001 konnten die
Erdöl exportierenden Länder in Lateinamerika, im Mittleren Osten und in
Afrika – dank der Aussenhandelseinnahmen der Vorjahre – ein Wachstum
ihrer Einfuhren aufrechterhalten. In Lateinamerika hatte der Rückgang der wert-
mässigen Ausfuhren, der rascher einsetzte als der Rückgang der Einfuhren, die
Absorption des im Jahr 2000 erreichten Handelsbilanzüberschusses zur Folge.
Dieser Trend dürfte sich 2002 fortsetzen. Brennstoffe (–14%), Erzeugnisse der
Eisen- und Stahlverarbeitung (–12%) sowie Textilien (–3%) wurden vom allge-
meinen Exporteinbruch am stärksten betroffen. Mexiko scheint vom Wirt-
schaftsabschwung in den USA äusserst stark beeinflusst zu werden. Unter den
wichtigsten Importländern treten Mexiko (–2%), Brasilien (–15%) und Argenti-
nien (–9%) mit einem starken Rückgang der wertmässigen Einfuhren im Ver-
gleich zum Jahr 2000 hervor.
Tabelle 17 : Wertmässiges Wachstum des internationlen Warenhandels 
nach Regionen 1990-2001 (in Milliarden Dollar und Prozent)
Ausfuhren Einfuhren
Region Wert (Mrd. $) Jährliche Änderung (%) Wert (Mrd. $) Jährliche Änderung (%)
2001 1990-2000 2000 2001 2001 1990-2000 2000 2001
Ganze Welt 5990 6.5 12.5 –4.0 6439 7.0 13.0 –4.0
Nordamerika 994 7.0 13.0 –6.0 1410 9.0 18.0 –6.0
Lateinamerika 349 9.0 20.0 –3.0 381 12.0 16.0 –2.0
Westeuropa 2484 4.0 4.0 –1.0 2527 4.0 6.0 –3.0
Volkswirtschaften 
im Übergang 285 7.0 26.0 5.0 268 5.0 14.0 11.0
Afrika 141 4.0 28.0 –5.0 134 3.0 5.0 1.0
Mittlerer Osten 239 7.0 42.0 –9.0 174 5.0 10.0 4.0
Asien 1671 8.0 18.0 –9.0 1544 8.0 23.0 –7.0
Quelle : OMC, WTO, Rapport annuel 2002, Genf, 2002, S. 14.
82
6 Staatssekretariat für Wirtschaft (seco), Aussenwirtschaftliche Entwicklungen im Ersten Halbjahr
2002, S. 4.
7 Die folgende Analyse beruht auf der Welthandelsstatistik der WTO: OMC, Statistiques du commerce
international, 2002.
In den Transitionsländern wiesen die wertmässigen Fertigwarenausfuhren (ein-
schliesslich Brennstoffverkauf) eine starke Dynamik auf (+13%).
Der Anteil Afrikas am wertmässigen Welthandel liegt weiterhin bei 2,4 Prozent.
2001 betraf der Rückgang der afrikanischen Ausfuhren (–5%) vor allem die Pro-
dukte für Asien (–13%) und für Nordamerika (–9%), insbesondere Bergbauer-
zeugnisse. Im Gegensatz hierzu schlug sich die Schrumpfung der Ausfuhren aus
dem Mittleren Osten (–9%) primär auf den Export nach Westeuropa (mit einer
relativen jährlichen Änderung von –19%) nieder. Hiervon sind besonders die
wertmässigen Ausfuhren von Bergbauprodukten (–25%) betroffen.
Was den Rückgang der wertmässigen Ausfuhren von Fertigwaren (–10%)
betrifft, so war die Region Asien durch einen Einbruch des Verkaufs von Büro-
material und Telekommunikationtsausrüstungen (–16%), welcher 26 Prozent
der Gesamtausfuhren ausmachte, besonders betroffen.
❏ Anteil der Entwicklungsländer und der Transitionsländer am Welthandel
Der Anteil der Entwicklungsländer an den weltweiten Warenausfuhren ist 2001
leicht gesunken, nachdem er im Jahr 2000 das Rekordniveau von rund 30 Pro-
zent erreicht hatte. Der Welthandel hat bei der Übertragung der Wirtschafts-
flaute von den industrialisierten Ländern auf die Entwicklungsländer eine wich-
tige Rolle gespielt. Nach Angaben der UNCTAD hat das Exportvolumen der
Entwicklungsländer, nach einer Expansion von 14 Prozent im Jahr 2000, im
Jahr 2001 um weniger als 1 Prozent zugenommen8. Der Rückgang der Ausfuhr
von Informationstechnologieprodukten der ostasiatischen Länder und der Rück-
gang des Erdölexports dürften sich auf die Abnahme der wertmässigen Ausfuh-
ren der Entwicklungsländer um 6 Prozent ausgewirkt haben9. Im Dienstleis-
tungssektor wurde – mit Ausnahme Afrikas – nach den Terroranschlägen vom
11. September 2001 ein genereller Rückgang des Touristenstroms verzeichnet.
Die Beteiligung der Entwicklungsländer am Welthandel beruht zu 70 Prozent
auf dem Austausch von Fertigwaren, und bei einigen dieser Länder auf dem
Handel mit technologieintensiven Fertigwaren10. Jedoch scheint es nur wenigen
Entwicklungsländern gelungen zu sein, eine positive dynamische Verbindung
zwischen dem Wachstum dieser Art von Ausfuhren und dem Einkommensan-
stieg herzustellen11. Der Grund hierfür ist, dass die Entwicklungsländer oft nur
im Produktionsstadium mit geringem Qualifikationsniveau (Montagearbeiten)
intervenieren. Da der Anteil der durch die Bearbeitung erzielten Wertschöpfung
somit minimal ist, bleibt das Einkommen relativ niedrig im Vergleich zu den
anderen Produktionsstadien mit hohem Forschungs- und Entwicklungsanteil
und hoher technologischer Komplexität, die ihren Standort in den Industrielän-
dern haben. Die Handelsstruktur in diesen internationalen Fertigungsketten, die
von multinationalen Firmen oder nach dem Muster der Auftragsvergabe an
Unterlieferanten organisiert sind, erreicht einen Wert von rund 30 Prozent der
Weltausfuhren12.
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2002, S. 17.
9 WTO, Rapport annuel 2002, S. 16.
10 UNCTAD, Rapport sur le commerce et le développment, 2002, S. 6.
11 Ibid., S. 11.
12 Ibid., S. 10.
Mit Ausnahme der industrialisierten Länder Ostasiens, die bereits vor der Welle
der Freihandelspolitik im Welthandelssystem integriert waren, sind die Ausfuhren
noch in zwei Dritteln der Entwicklungsländer auf Produkte konzentriert, welche
hauptsächlich aus der Nutzung natürlicher Ressourcen (einschliesslich Erdöl) und
aus dem Einsatz wenig qualifizierter, billiger Arbeitskräfte hervorgehen. Diese
Produkte bieten nur mässige Produktivitätssteigerungsaussichten und es mangelt
ihnen an Dynamik auf den Weltmärkten. Erschwerend kommt hinzu, dass die vor-
herrschende Marktzugangsstruktur weiterhin Hochtechnologieprodukten gegen-
über wenig oder mittelmässig verarbeiteten Produkten den Vorzug gibt.
Infolge des Rückgangs der Weltproduktion sind die Preise der für die Entwick-
lungsländer wichtigen Waren im Jahr 2001 um 2,9 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr gefallen13. Allgemein waren die Preise für Fertigwaren und Rohstoffe
(ausser Brennstoffe) durchschnittlich um 14 Prozent niedriger als 1990. Die
Preise für Metalle und Mineralien sind um rund 10 Prozent und die Preise für
Pflanzenöle um 8,5 Prozent gesunken. Obwohl der gewogene Preis der Waren-
gruppe Lebensmittel und Getränke stabil zu sein scheint, sind die Preise für
Kaffee und Tee um rund 20 Prozent gefallen, wogegen der Preis für Kakaoboh-
nen den umgekehrten Trend aufwies14. Der 20%ige Rückgang des Baumwoll-
preises hat die Gesamtausfuhreinnahmen der Länder Benin, Tschad, Mali und
Burkina Faso ernsthaft belastet.
Nach einer Periode relativer Stabilität dürfte das Sinken des Erdölpreises (–
13,3%) gegenüber dem Vorjahr, parallel zum Nachlassen des Wachstums des
Weltkonsums, die Einnahmen der Erdöl exportierenden Länder (Mexiko) im
Verlauf des Jahres 2001 gedrückt haben15. Nach Meinung der Welthandelsorga-
nisation16 dürften die Exporteinnahmen aus dem Brennstoffverkauf der Vorjahre
den Anstieg der Produktion (3 %) der Ausfuhrgebiete der Transitionsländer
(Russische Föderation, Kasachstan, Aserbeidschan), Afrikas und des Mittleren
Ostens unterstützt haben17.
Die sich progressiv verstärkende Position Chinas auf der Welthandelsbühne, mit
wertmässigen Ein- und Ausfuhren, welche diejenigen des Mittleren Ostens, Afri-
kas oder Lateinamerikas (ohne Berücksichtigung Mexikos) überschreiten, beun-
ruhigt mehrere Entwicklungsländer, die eine ähnliche Handelsstruktur aufweisen.
6.2. WELTHANDELSORGANISATION (WTO)
❏ Ziele, Funktionen und Budget
Die WTO ist die rechtliche und institutionelle Grundlage des multilateralen
Handelssystems. Sie setzt die wichtigsten vertraglichen Verpflichtungen fest,
nach denen die Regierungen ihre nationalen Gesetze und Verordnungen betref-
fend den Handel ausarbeiten und umsetzen. Die WTO bildet auch den Rahmen,
in dem sich die Handelsbeziehungen zwischen den Ländern durch Verhandlun-
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13 UNCTAD, Rapport sur le commerce et le développment, 2002, S.19.
14 Ibid., S. 20.
15 Ibid., S. 21.
16 WTO, Rapport annuel 2002, S. 10.
17 WTO, Rapport annuel 2002, S. 9.
gen, Beschlüsse und gemeinsame Debatten entwickeln. Ende 2002 zählte die
WTO 144 Mitgliedsländer18.
Die wesentlichen Funktionen der WTO sind Folgende :
❏ Verwaltung und Umsetzung der multilateralen und plurilateralen Handelsab-
kommen, die zusammen das Regelwerk der WTO bilden ;
❏ Bereitstellung eines Rahmen für die multilateralen Handelsverhandlungen ;
❏ Bemühungen zur Beilegung von Handelsstreitigkeiten ;
❏ Prüfung der nationalen Handelspolitiken ;
❏ Zusammenarbeit mit den anderen internationalen Institutionen, die sich mit
der Ausarbeitung der Wirtschaftspolitiken auf globaler Ebene beschäftigen.
Das Sekretariat der WTO, deren Generaldirektor zurzeit Supachai Panitchpakdi
ist, beschäftigte Anfang 2002 560 Personen. Das ordentliche Gesamtbudget des
WTO-Sekretariats (einschliesslich des Berufungsorgans) hat sich von 143 Milli-
onen Franken im Jahr 2002 auf 155 Millionen Franken für 2003 (+8,3%) erhöht.
Die Personalausgaben machen über 70 Prozent des Haushalts aus und der Bei-
trag an das Internationale Handelszentrum von WTO und UNCTAD, welches
Entwicklungsprojekte unterstützt, entspricht rund 10 Prozent19.
Das ordentliche Budget der WTO wird finanziert durch die Beiträge der Mit-
gliedsländer im Verhältnis ihres Anteils am Welthandel von Waren, Dienstleis-
tungen und geistigen Eigentumsrechten für die letzten drei Jahre (für welche die
Daten erhältlich sind). Der Mindestbeitrag wurde auf 0,15 Promille festgesetzt ;
er wird 2003 von 38 Mitgliedsstaaten entrichtet. Die grössten Beitragszahler
sind die Vereinigten Staaten (15,9 % für 2003), Deutschland (8,9%), Japan
(6,4%), Grossbritannien (5,7%) und Frankreich (5,3 %). Der Jahresbeitrag der
Schweiz ist von 2,183 Millionen Franken im Jahr 2002 (1,536 % der Gesamtbei-
träge) auf 2,252 Millionen für 2003 (1,464 %) angestiegen20.
❏ Amtsübergabe
Am 1. September 2002 hat der Thailänder Supachai Panitchpakdi vom Neusee-
länder Mike Moore das Amt des WTO-Generalsekretärs übernommen. Dieser
Amtswechsel kam durch einen heiklen Kompromiss zustande. 1999 hatten sich
beide Männer um die Nachfolge von Renato Ruggiero an der Spitze der Organi-
sation beworben. Die USA, Lateinamerika und die meisten europäischen Staa-
ten unterstützten die Kandidatur des Neuseeländers, wogegen Grossbritannien,
die Mehrheit der asiatischen Staaten und zahlreiche afrikanische Staaten den
Thailänder bevorzugten. Da auf dem Konsenswege keiner der Kandidaten
gewählt werden konnte und keiner der beiden sich zurückziehen wollte,
beschloss das Exekutivorgan der WTO, der Generalrat, das Amt des Generaldi-
rektors in zwei Perioden von jeweils drei Jahren aufzuteilen. Das Mandat von
Supachai Panitchpakdi läuft am 31. August 2005 (ohne Möglichkeit einer
Erneuerung bzw. Verlängerung) aus21.
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18 Die Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften werden zusätzlich zur Vertretung der Gemeinschaf-
ten einzeln gezählt.
19 WTO, WTO-Budget für 2002 und für 2003 : www.wto.org >OMC >Budget.
20 WTO, Mitgliedsbeiträge zum WTO-Budget und zum Berufungsorgan für das Geschäftsjahr 2002
(und 2003) : www.wto.org >OMC >Budget >Contributions des membres.
21
„Le futur directeur de l’OMC et sa nouvelle équipe s’apprêtent à prendre le pouvoir“, Le Temps,
20.8.2002.
In die Amtszeit von Supachai Panitchpakdi fallen zwei wichtige Termine. Im
September 2003 wird die 5. WTO-Ministerkonferenz den Stand der Verhandlun-
gen zum Programm von Doha evaluieren und bei einer Blockierung der Ver-
handlungen die nötigen Impulse geben. Im Frühjahr 2005 wird Supachai
Panitchpakdi den Vorsitz der ausserordentlichen WTO-Ministerkonferenz füh-
ren, welche die Schlussakte des Doha-Programms in Form einer Gesamtverein-
barung (Single Undertaking) einstimmig annehmen soll.
❏ Mitgliedsländer und Neubeitritte
Seit dem 1. Januar 1995 hat die WTO rund fünfzehn neue Mitglieder aufgenom-
men. Mit dem Beitritt von Litauen, Moldawien, China und Chinesisch Taipeh
im Jahr 2001 zählt die WTO nunmehr 144 Mitglieder. Im Jahr 2002 fanden
keine Neuaufnahmen statt.
Jedoch wurden 2002 zwei Beitrittsverfahren abgeschlossen. Am 15. Oktober
2002 billigte der Generalrat sämtliche Texte betreffend den Beitritt der früheren
jugoslawischen Republik Mazedonien und am 10. Dezember 2002 die Texte
zum Beitritt der Republik Armenien. Die beiden Länder werden dreissig Tage,
nachdem das WTO-Sekretariat die offizielle Ankündigung der Ratifikation des
Beitrittsprotokolls erhalten hat, Mitglieder der Organisation22.
Arbeitsgruppen prüfen derzeit etwa dreissig Beitrittsgesuche, und mit den wich-
tigsten Handelspartnern der Kandidatenländer laufen Verhandlungen. Es handelt
sich vor allem um Transitions- oder Entwicklungsländer. Die ältesten Beitritts-
gesuche wurden von Algerien (1987), Nepal (1989), Russland (1993) und
Saudi-Arabien (1993) eingereicht. Die jüngsten Gesuche sind von der Bundes-
republik Jugoslawien, den Bahamas, Tadschikistan, Syrien und Libyen (alle im
Jahr 2001) eingereicht worden. Im Januar 2003 hat auch Äthiopien ein Beitritts-
gesuch unterbreitet23.
Die Frage der Beschleunigung der Beitrittsverfahren ist ein immer wiederkeh-
rendes Thema. Im Dezember 2002 verständigten sich die Mitgliedsregierungen
über die Rationalisierung der Behandlung der von den am wenigsten entwickel-
ten Ländern eingereichten Beitrittsgesuche. Der vereinbarte Text legt Leitlinien
in folgenden Bereichen fest : Marktzugang, WTO-Regeln, Verfahren, technische
Hilfe im Handelsbereich und Stärkung der Kapazitäten24.
6.3. HERAUSFORDERUNGEN IN DEN HANDELSVERHANDLUNGEN NACH DOHA
6.3.1 DAS PROGRAMM VON DOHA UND SEINE UMSETZUNG
Die 4. WTO-Ministerkonferenz, die vom 9. bis zum 14. November 2001 in
Doha stattfand, verabschiedete zwei Erklärungen und vier Beschlüsse25.
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22 WTO, Neue Beitrittsgesuche und abgeschlossene Aufnahmeverfahren (Aktualisierung Januar 2003),
www.wto.org >OMC >accessions >nouvelles demandes et processus achevés.
23 WTO, Merkblatt zum Aufnahmeverfahren, www.wto.org >OMC >acessions >note technique >pro-
cessus d’accession.
24 WTO, Le directeur général se félicite de l’accord sur la rationalisaiton des procédures d’accession
pour les PMA, Pressemitteilung, 3.12.2002.
25 WTO, Déclarations de Doha, Genf, 2002, 107 S.
❏ Erklärungen von Doha
In der Präambel zur Ministererklärung werden die wichtigsten Ausrichtungen
der neuen Handelsverhandlungen umrissen. Die Mitglieder bekunden ihre Ent-
schlossenheit, den Prozess der Reform und der Liberalisierung der Handelspoli-
tik fortzusetzen, damit das System seine Rolle für die Förderung des Wirt-
schaftsaufschwungs, des Wachstums und der Entwicklung vollumfänglich
spielen kann. Die Mehrheit der WTO-Mitgliedsstaaten sind Entwicklungs-
länder ; ihre Bedürfnisse und Interessen sollen in den Mittelpunkt des Arbeits-
programms gestellt werden. Es sollen weiterhin positive Anstrengungen geleis-
tet werden, damit sie sich den Anteil am Wachstum des internationalen Handels
sichern können, der ihren wirtschaftlichen Entwicklungsbedürfnissen ent-
spricht26. Die Bezeichnung „Doha Development Agenda“ (Programm von Doha
für die Entwicklung), die auf den Unterlagen über die neuen Handelsverhand-
lungen steht, ist Ausdruck dieser Orientierungen.
Das Arbeitsprogramm soll spätestens bis zum 1. Januar 2005 abgeschlossen
werden. Es umfasst rund zwanzig Themen. Dazu gehören insbesondere die
umstrittene Frage der Implementierung bestimmter Abkommen und Beschlüsse
der WTO27, die Fortsetzung der im Jahr 2000 eingeleiteten Verhandlungen über
die Landwirtschaft und die Dienstleistungen sowie der Schutz des geistigen
Eigentums (auch im öffentlichen Gesundheitswesen, das in der zweiten Erklä-
rung behandelt wird). Die brisante Frage des Marktzugangs für Fertigprodukte
nimmt im Arbeitsprogramm einen wichtigen Platz ein.
Ein weiteres Thema betrifft die Klärung der WTO-Regeln insbesondere in
Bezug auf die Antidumping-Massnahmen, die Beihilfen (namentlich an die
Fischerei) und die regionalen Handelsabkommen. Das lange Zeit aus den Ver-
handlungen ausgeklammerte Thema des Verhältnisses zwischen Handel und
Umwelt wird im Programm ebenfalls aufgeführt. Schliesslich haben die Indus-
trieländer (darunter die Europäische Union und die Schweiz), trotz des biswei-
len heftigen Widerstands der Entwicklungsländer, die eventuelle Eröffnung von
Verhandlungen zum Verhältnis Handel-Investitionen und Handel-Wettbewerbs-
politik, zur Transparenz im öffentlichen Beschaffungswesen und zur Handelser-
leichterung durchgesetzt28.
Im Anschluss an zahlreiche Kritiken seitens der südlichen Länder und der Zivil-
gesellschaft wird in der Erklärung über das TRIPS-Übereinkommen29 und die
öffentliche Gesundheit festgehalten, dass der Schutz des geistigen Eigentums
mit dem Schutz der Gesundheit der Bevölkerungen und dem Zugang zu Arznei-
mitteln im Einklang stehen muss. Die Konferenz anerkennt, dass Länder, in
denen eine hinlänglich ausgestattete Pharmaindustrie fehlt, diese beiden Ziele
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26 WTO, Déclaration ministérielle du 14 novembre 2001, § 1 und 2, und Déclarations de Doha, S. 2.
27 Es handelt sich insbesondere um die Abkommen und Beschlüsse, die am Ende der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde abgeschlossen und 1994 von der Ministerkonferenz von
Marrakesch angenommen wurden.
28 Diese vier Punkte werden häufig als „Singapur-Themen“ bezeichnet, weil sie zum ersten Mal auf der
2. WTO-Ministerkonferenz von 1996 in Singapur untersucht wurden.
29 Handelsbezogene Aspekte der Rechte an geistigem Eigentum. Das aus der Uruguay-Runde hervorge-
gangene Abkommen ist unter dem Kürzel TRIPs bekannt : Trade-Related Aspects of Intellectual Pro-
perty Rights.
nur schwer vereinbaren können, und beauftragt deshalb den TRIPS-Rat, rasch
eine Lösung für dieses Problem zu finden30.
& JSDW 2002,S. 152-158.
❏ Beschlüsse von Doha
Der Beschluss vom 14. November 2001 zu den implementierungsbezogenen
Fragen und Anliegen bestimmter Abkommen und Beschlüsse der WTO erläutert
einen Punkt des Arbeitsprogramms, der in der Ministererklärung (§ 12) steht.
Damit werden die Kritiken der Entwicklungsländer aufgegriffen, die forderten,
dass die WTO-Mitglieder vor einer neuen Verhandlungsrunde die bisherigen
Abkommen umfassend anwenden müssen. Im Visier stehen insbesondere die
folgenden Abkommen : Landwirtschaft, gesundheitspolizeiliche und pflanzen-
schutzrechtliche Massnahmen, Textilien und Bekleidung, technische Handels-
hemmnisse, TRIPS sowie das Querschnittsthema der besonderen und differen-
zierten Behandlung der Entwicklungsländer.
Ausserdem präzisierte die Konferenz einen Punkt des Übereinkommens über
Subventionen und Ausgleichsmassnahmen, nämlich den Beschluss über die Ver-
fahren betreffend die Verlängerungen für bestimmte Entwicklungsland-Mitglie-
der nach Artikel 27.4. In diesem Beschluss wird die Liste der betreffenden Län-
der überarbeitet und werden die Voraussetzungen geklärt, unter denen sie im
Rahmen der besonderen und differenzierten Behandlung je nach Exportergeb-
nissen Subventionen gewähren dürfen31.
Daneben kam ein seit langem erwarteter Beschluss mit dem Titel Europäische
Gemeinschaften – Partnerschaftsabkommen AKP-EG zustande. In einer bis
Ende 2007 geltenden Abweichung (Waiver) von den WTO-Regeln gestattet die
Ministerkonferenz den Europäischen Gemeinschaften, die Präferenzbehandlung
zu Gunsten der Länder Afrikas, der Karibik und des Pazifiks fortzusetzen.
Der letzte Beschluss der Ministerkonferenz dürfte einen Dauerkonflikt beenden :
darin wird das vorübergehende System der von den Europäischen Gemeinschaf-
ten auf Bananeneinfuhren angewandten autonomen Zollkontingente bewilligt.
Ein bis Ende 2005 gültiger Waiver gestattet ein getrenntes Zollkontingent von
750’000 Tonnen für die Belieferung der Europäischen Union mit Bananen aus
den AKP-Staaten.
❏ Verwirklichung des Programms von Doha
Das von der Konferenz lancierte, als umfassend und ausgewogen32 bezeichnete
Arbeitsprogramm kann unterschiedlich gedeutet werden. Nach Auffassung der
meisten Länder des Südens sowie der NGO ist die Vielzahl und die Vielfalt der
angeschnittenen Themen der Transparenz wenig förderlich. Die Delegationen
müssen zahlreich und gut ausgestattet sein und über hochqualifizierte Experten
verfügen, um ihre Interessen zu verteidigen und die Handelschancen zu ergrei-
fen. Die Konferenz bemühte sich um eine Lösung des Problems, indem sie das
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30 WTO, Déclarations de Doha, S. 28-30.
31 Der Beschluss präzisiert die Tragweite eines Waivers zu Artikel 3 des Abkommens über Subventionen
und Ausgleichsmassnahmen, welcher Ausfuhrbeihilfen, abgesehen von bestimmten Ausnahmen (ins-
besondere in der Landwirtschaft), verbietet.
32 WTO, Déclaration ministérielle du 14 novembre 2001, § 11, und Déclarations de Doha, S. 5.
WTO-Sekretariat beauftragte, die technische Unterstützung wesentlich zu erhö-
hen33. Viele Beobachter, nicht nur in den NGO, bleiben jedoch skeptisch. So
hält z.B. Anne McGuirk, Vizeleiterin der Abteilung für Ausarbeitung und Unter-
suchung von Politiken im IWF, den Start des Doha-Programms zwar für einen
wesentlichen Fortschritt, meldet aber folgenden Vorbehalt an : Da sich der
Kapazitätsausbau weitgehend der Kontrolle der WTO entziehe, hänge vieles
von der Reaktion der internationalen Staatengemeinschaft und von den Anstren-
gungen der Entwicklungsländer zur Selbsthilfe ab34.
Nach Auffassung der Vertreter der Industrieländer schliesslich bietet der
Umfang des Verhandlungsfelds Raum für Flexibilität, weil dadurch gegenseitige
Zugeständnisse gefördert würden. Die Verhandlungen sind nämlich dem Grund-
satz der Gesamtvereinbarung (Single Undertaking) unterworfen. Gemäss die-
sem Grundsatz „ist nichts vereinbart, so lange nicht alles vereinbart ist“35. Zum
anderen muss die Ministerkonferenz, welche die Schlussakte der Verhandlungs-
runde von Doha verabschieden soll, sich mit Einstimmigkeit der anwesenden
Mitglieder entscheiden – nach einem ähnlichen Verfahren wie auf der Konfe-
renz von Marrakech, die 1994 den Abschluss der Uruguay-Runde bildete.
6.3.2 ORGANISATION DER VERHANDLUNGEN
Der vom Generalrat der WTO eingesetzte Ausschuss für Handelsverhandlungen
(TNC) überwacht die Verwirklichung des Doha-Programms. Der TNC tagte
Ende Januar 2002 zum ersten Mal in Genf und erteilte dem Generaldirektor den
Vorsitz. Am 1. Februar genehmigte der TNC die Bildung der Verhandlungsgrup-
pen. Bis auf zwei Ausnahmen werden die bereits bestehenden WTO-Organe mit
den Verhandlungen beauftragt36.
In den ersten Monaten des Jahres 2002 befassten sich die Verhandlungsgruppen
mit der Einführung der Geschäftsordnung, den Arbeitsphasen, Leitlinien, der
Anzahl und Dauer der Sitzungen, den Zeitplänen usw. Die Geschäftsordnung
der Gruppen wurde vom Handelsverhandlungsausschuss kurz vor der Sommer-
pause anlässlich der Julisession gutgeheissen37.
Das schleppende Tempo der Verfahren rief vielerorts Frustrationen hervor. Die
Entwicklungsländer beklagten vor allem die fehlenden Fortschritte bei der Umset-
zung bestimmter WTO-Abkommen und Beschlüsse, bei den Verhandlungen über
Textilien und Bekleidung, beim Verhältnis zwischen geistigen Eigentumsrechten
und öffentlicher Gesundheit sowie bei der besonderen und differenzierten
Behandlung. Die Europäische Union und die Schweiz dagegen bedauerten, dass
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33 WTO, Déclaration ministérielle du 14 novembre 2001, § 38 bis 41, und Déclarations de Doha, S. 19
bis 21.
34 McGuirk Anne, „Le programme de Doha pour le développement“, Finances et Développement, Sep-
tember 2002, S. 4-7.
35 WTO, Comment les négociations sont organisées, www.wto.org >négociations actuelles et mise en
œuvre >Programme de Doha.
36 Bei den bestehenden Organen handelt es sich um folgende : Landwirtschaftsausschuss, Dienstleis-
tungsrat, TRIPS-Rat, Streitbeilegungsorgan, Ausschuss für Handel und Umwelt, Ausschuss für Han-
del und Entwicklung. Die beiden neuen Verhandlungsgruppen befassen sich mit dem Marktzugang
für nicht-landwirtschaftliche Produkte bzw. mit den WTO-Regeln (WTO, Déclarations de Doha,
S. 103-104 ; idem, Présidents des organes de l’OMC pour 2002, Pressemitteilung, 15.2.2002.)
37 Ausschuss für Handelsverhandlungen (WTO), Rapport du président, 31.7.2002.
die Gespräche über Handel und Umwelt, über geografische Herkunftsangaben
sowie über den etwaigen Beginn von Verhandlungen zu den vier „Singapur-The-
men“ ab Herbst 2003 ins Stocken geraten waren38. Auf der Tagung des Handels-
verhandlungsausschusses im Oktober 2002 erklärte WTO-Generaldirektor
Supachai Panitchpakdi, die Sitzung markiere „den Beginn einer neuen Verhand-
lungsphase – jener der inhaltlichen Verpflichtungen“39.
Haupttermine des Doha-Programms
Erwartete Ergebnisse Termine
Inhalt und Ausführungsfristen von verschiedenen Bestimmungen des
Beschlusses zu den offenen Fragen über die Implementierung bestimmter Ende 2001
WTO-Abkommen und Beschlüsse näher ausführen. (Frist nicht eingehalten)
Einreichen der ersten Gesuche um spezifische Verpflichtungen im Ende Juni 2002
Dienstleistungshandel. (Frist eingehalten)
Fragen der Implementierung, der besonderen und differenzierten Behandlung
zu Gunsten der Entwicklungsländer, Lösungen für das Problem der Ende 2002
Arzneimittelversorgung von Ländern mit unzureichenden (Frist teilweise
Fabrikationskapazitäten im Rahmen des TRIPS-Abkommens. eingehalten)
Landwirtschaft : Festlegung von „Modalitäten“ für die neuen
Verpflichtungen, Annahme von Regeln. Dienstleistungen : Vorlegen Ende März 2003
der ersten Angebote für spezifische Verpflichtungen.
Veränderungen der Vereinbarung über die Streitbeilegung.
Leitlinien betreffend den Markzugang für Ende Mai 2003
nicht-landwirtschaftliche Produkte.
Halbzeitbilanz zu den Gesamtergebnissen der Verhandlungen anlässlich 
der 5. WTO-Ministerkonferenz in Cancun (Mexiko). Eventuell Beginn September 2003
von Verhandlungen zu vier zusätzlichen Themen (sog. Singapur-Themen)
Abschluss der Verhandlungen. 1. Januar 2005
Eine ausserordentliche Tagung der Ministerkonferenz soll die Schlussakte 2005
des Doha-Programms in Form einer Gesamtvereinbarung (Zeitpunkt noch
(Single Undertaking) einstimmig billigen. nicht festgelegt)
Quellen : WTO, Déclarations de Doha, Genf, 2002 ; Ausschuss für Handelsverhandlungen (WTO), Pressemitteilungen, 3.10.2002 ; ACICI,
L’Organisation mondiale du commerce : rapport de situation, Themendossier, Synthese, Oktober 2002, 26 S.
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38 Agentur für Zusammenarbeit und Information für den internationalen Handel (ACICI), L’Organisa-
tion mondiale du commerce : rapport de situation, Themendossier, Synthese, Oktober 2002, S. 5-6.
39 WTO, M. Supachai demande instamment l’accélération des travaux concernant le Programme de
Doha, Pressemitteilung, 3.10.2002.
Im Dezember 2002 waren die Gespräche zu den noch offenen Fragen im
Zusammenhang mit der Implementierung, der Landwirtschaft, der besonderen
und differenzierten Behandlung und der Arzneimittelversorgung der Länder
ohne ausreichende Fabrikationskapazitäten erheblich in Verzug geraten. Dane-
ben wurde allmählich die Befürchtung laut, dass die Termine vom Frühjahr
2003 ebenfalls nicht eingehalten werden könnten (siehe Rahmentext Seite 90)40.
Arzneimittelzugang in den Entwicklungsländern und Schutz der geistigen Eigentumsrechte
Erklärung über TRIPS und die öffentliche Gesundheit
Für die Entwicklungsländer bildet der Zugang zu Medikamenten zu erschwinglichen Preisen eine grundle-
gend wichtige Frage. Anlässlich der Konferenz von Doha im November 2001 wurde die Erklärung über
TRIPS (handelsbezogene Rechte am geistigen Eigentum) und die öffentliche Gesundheit angenommen.
Gemäss dieser Erklärung sollte das TRIPS-Abkommen den Mitgliedsstaaten gestatten, Massnahmen zum
Schutz der öffentlichen Gesundheit zu ergreifen. Jeder Staat hat das Recht, in nationalen Notstandssitu-
ationen (HIV/AIDS, Tuberkulose, Malaria und andere Epidemien) Zwangslizenzen zu gewähren. Die Über-
gangsfrist für die Umsetzung des TRIPS-Abkommens wurde für die Entwicklungsländer um zehn Jahre
verlängert (d.h. diese Länder erhalten bis zum Januar 2016 Zeit, um das Abkommen umzusetzen).
Selbst wenn die Erklärung von Doha das TRIPS-Abkommen der WTO in keiner Weise ändert (die Erklä-
rung ist juristisch weniger zwingend und stellt die geistigen Eigentumsrechte nicht in Frage), haben die
NGO und die Entwicklungsländer diese Etappe, insbesondere mit der Anerkennung des Vorrangs des
Rechts auf Gesundheit vor dem Patentrecht, als politisch sehr wichtig beurteilt. (Für eine eingehende
Analyse des Themas wird auf den nachstehend in den Quellen angegebenen Artikel von Séverine
Dubons verwiesen.)
Nach Ende 2002 noch ungeklärte Fragen
Nach der Konferenz von Doha musste unter anderem die Situation der LDC geklärt werden, die keine
Pharmaindustrie besitzen, welche die notwendigen Medikamente herstellen kann. Laut Artikel 31 des
TRIPS-Abkommens darf ein Staat einem Unternehmen das Recht gewähren, ein noch patentgeschütztes
Medikament zu produzieren, falls bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. So muss sich das Land –
ausgenommen im Fall des „nationalen Notstands“ – zunächst bemühen, die Bewilligung des Patentin-
habers einzuholen. Die Verwendung der Zwangslizenz wird hauptsächlich für die Versorgung des Mark-
tes im fraglichen Land gestattet. Damit ist indessen nicht geklärt, wie der Fall der Herstellung eines
Medikaments unter Zwangslizenz durch das Land X zur Versorgung des Marktes im Land Y zu behandeln
ist. Gemäss Artikel 6 der Erklärung von Doha sollte sich der TRIPS-Rat der WTO bis Ende 2002 zum
Mechanismus äussern, der es Ländern ohne einheimische Pharmaindustrie erlauben würde, unter
Zwangslizenzen hergestellte Medikamente zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose, Malaria und ande-
ren Epidemien zu importieren. Ende 2002 hatte der sich TRIPS-Rat jedoch immer noch nicht über diese
Frage geeinigt.
Stillstand in den Verhandlungen
Einige Industrieländer – in erster Linie die Vereinigten Staaten, aber auch die Europäische Union, Japan
und die Schweiz – sprachen sich für eine strikt eingeschränkte Verwendung der Zwangslizenzen aus.
Diese Industrieländer halten das Konzept der öffentlichen Gesundheit für zu breit und wollten das
Abkommen auf bestimmte Epidemien (AIDS, Tuberkulose, Malaria) beschränken, während Länder wie
Indien, Brasilien und Kuba sich an die Formulierung von Doha, welche die übrigen Epidemien erwähnt,
halten wollten. Bestimmte Industrieländer forderten ausserdem eine Begrenzung der Anzahl Länder, die
Medikamente für andere Märkte produzieren dürfen. Einige Staaten, darunter die Schweiz, forderten,
Entwicklungsländer, deren Pharmaindustrie als zu bedrohliche Konkurrenz für die Länder des Nordens
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„L’OMC en difficultés pour tenir les délais fixés à Doha“, Le Temps, 5.12.2002.
angesehen wird (z.B. Indien und Brasilien), auszuschliessen. Die Vereinigten Staaten vertraten unter
dem Druck der mächtigen Pharmalobby die unnachgiebigsten Positionen und brachten schliesslich die
Verhandlungen zum Scheitern. 
Für die pharmazeutische Industrie und für bestimmte Industrieländer, welche die oben erwähnte Argu-
mentation teilten, war ein Misserfolg der Verhandlungen einem schlechten Abkommen vorzuziehen. Die
Industrie befürchtet beispielsweise, dass billige Medikamente auf die Märkte der Industrieländer
zurück gelangen könnten (Gefahr von Parallelimporten). Die Pharmaunternehmen verwiesen auf die
hohen Forschungskosten für neue Impfstoffe und Medikamente und beharrten deshalb auf der Notwen-
digkeit des Schutzes der geistigen Eigentumsrechte. Die Schweiz, die Vereinigten Staaten und der
Weltverband der pharmazeutischen Industrie wollen den Kreis derjenigen Länder, die sich auf den Not-
stand im Gesundheitswesen berufen dürfen, um Generika zu importieren, nicht zu sehr erweitern (auf
verhältnismässig entwickelte Länder wie beispielsweise die Vereinigten Arabischen Emirate, Hong-
kong, Singapur, Liechtenstein, Malta, Ungarn oder Indien). Die Verhandlungen werden im Jahr 2003
fortgesetzt. Die Pharmaindustrie misst zwar der Wahrung des geistigen Eigentums sehr grosse Bedeu-
tung bei, befürwortet aber nach wie vor Sonderabkommen mit bestimmten armen Ländern, um Preis-
nachlässe für einige ihrer Medikamente zu gewähren. Ausserdem erinnert die Pharmaindustrie daran,
dass 95 Prozent der Medikamente auf der WHO-Liste der wesentlichen Arzneimittel nicht mehr dem
Patentschutz unterliegen und demzufolge von allen Ländern produziert werden können.
Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, die Erklärung von Bern und Médecins sans frontières beschäfti-
gen sich mit den Fragen des Medikamentenzugangs in den ärmsten Ländern. Die drei NGO bedauern,
dass die Schweiz in diesem Bereich eine sehr restriktive, eng an die Kreise der schweizerischen Phar-
maindustrie angelehnte Position vertritt. Die Koordination Schweiz-WTO forderte den Bundesrat am 13.
November 2002 auf, den Buchstaben und den Geist von Doha zu befolgen ; ihres Erachtens muss das
Abkommen allen Entwicklungsländern einen Nutzen bringen und die Medikamente sowie die damit ver-
bundenen Produkte (Diagnosetests und Impfstoffe) für alle öffentlichen Gesundheitsprobleme abdecken.
& JSDW 2002, S. 158-167.
Quellen :
Séverine Debons, „La Déclaration de Doha et l’Accord sur les ADPIC. Confrontation et sens“, iuéd, Itinéraires Nr. 64, Juli 2002.
Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, Global+, Nr. 4, 2002.
Erklärung von Bern : www.EvB.ch.
Neue Zürcher Zeitung, 23. Dezember 2002 „Eine verpasste Chance bei der WTO“, 14. Januar 2003 „Patente sind kein Hemmschuh für
arme Länder“.
Le Temps, 12. Dezember 2002 „Accès aux médicaments : le fossé se creuse entre lobby pharmaceutique et pays du Sud“, 20. Dezem-
ber 2002 „Accès aux médicaments pour les plus pauvres : les causes de discorde“, 23. Dezember 2002 „L’OMC se doit de trouver
un accord sur l’accès aux médicaments“.
Internet-Adressen :
Welthandelsorganisation (WTO) : <www.wto.org>. Erklärung von Bern : <www.LaDB.ch>.
6.3.3 VERHANDLUNGEN ÜBER DIE LANDWIRTSCHAFT
Das von der Ministerkonferenz in Doha verabschiedete Mandat für die Land-
wirtschaftsverhandlungen beruht auf Artikel 20 des Landwirtschaftsüberein-
kommens. Die darin vorgesehenen Verhandlungen hatten im März 2000 trotz
des Scheiterns der Konferenz von Seattle begonnen. In der Ministererklärung
von Doha werden die Zwischenergebnisse der Arbeiten vermerkt und die drei
Hauptziele des Liberalisierungsprozesses im Agrargüterhandel in Erinnerung
gerufen :
❏ substanzielle Verbesserungen des Marktzugangs ;
❏ Verringerungen und letztlich progressiver Abbau sämtlicher Formen von
Ausfuhrbeihilfen ; und
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❏ substanzielle Verringerungen der handelsverzerrenden internen Stützung der
Landwirtschaft41.
Die Klausel zur besonderen und differenzierten Behandlung der Entwicklungs-
länder bildet einen festen Bestandteil der Verhandlungen. Sie soll in die Liste
der Zugeständnisse und Verpflichtungen sowie in die Regeln und Disziplinen
aufgenommen werden. Die Bedürfnisse der Entwicklungsländer – einschliess-
lich der Nahrungsmittelsicherheit und der ländlichen Entwicklung – sind eben-
falls zu berücksichtigen ; gleiches gilt für die nicht handelsbezogenen Anliegen
(non-trade concerns)42.
In der relativ vagen Definition dieser Ziele spiegelt sich ein mühsam errungener
Kompromiss zwischen den Verfechtern entgegengesetzter Positionen wider. Die
Cairns-Gruppe – zusammengesetzt aus 18 Exporteuren von nicht-subventio-
nierten Agrargütern, mit Australien an der Spitze – hatte gewünscht, dass die
Konferenz die komplette Aufhebung der Ausfuhrbeihilfen beschliessen sollte.
Die Vereinigten Staaten unterstützten diese Haltung. Angesichts des Wider-
stands der Europäischen Union und zahlreicher weiterer Länder (darunter die
Schweiz) einigte sich die Konferenz auf den weniger zwingenden Begriff des
progressiven Abbaus.
Trotz der Skepsis der Industrieländer setzten die Entwicklungsländer eine Stär-
kung der Klausel der besonderen und differenzierten Behandlung durch. Diese
Verbesserung ergab sich folgerichtig aus der Benennung „Doha Development
Agenda“ (Programm von Doha für die Entwicklung). Den Befürwortern der
multifunktionellen Landwirtschaft gelang es trotz der entschlossenen Opposi-
tion der Cairns-Gruppe und der Vereinigten Staaten, dieses Prinzip in der For-
mulierung „nicht handelsbezogene Anliegen“ (non-trade concerns), das im
Landwirtschaftsübereinkommen niedergelegt wird, unterzubringen43. Für eine
bedeutsame Gruppe von Ländern, angeführt von der Europäischen Union,
Japan, Mauritius, Norwegen, der Republik Korea und der Schweiz44, bedeutet
dieser Grundsatz, dass der Handel mit Landwirtschaftsprodukten nicht aus-
schliesslich von den Regeln des Freihandels abhängen darf, sondern mit nicht-
kommerziellen Zielen – Förderung der ländlichen Entwicklung, Garantie der
Nahrungsmittelsicherheit und Umweltschutz – vereinbar bleiben muss. Mit
anderen Worten möchten diese Länder das Konzept der komparativen Vorteile
(WTO) mit dem Recht jedes Landes auf eine eigene Landwirtschaft (FAO) in
Einklang bringen45.
Die Landwirtschaftsverhandlungen umfassen mehrere Phasen. Die dritte Phase,
in der die „Modalitäten“ für die neuen Verpflichtungen der Mitglieder festgelegt
werden, soll am 31. März 2003 enden. Die Teilnehmer werden ihre Entwürfe zu
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42 Idem.
43 Präambel (letzter Absatz) und Artikel 20 Buchstabe c.
44 Organisatoren von internationalen Konferenzen zu den nicht handelsbezogenen Anliegen (non-trade
concerns) in Norwegen (Juli 2000) und auf Mauritius (Mai 2001). Rund vierzig Länder beteiligten sich
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lungsphase beim WTO-Sekretariat eingegangen : communications techniques, cotes G/AG/NG/W/36
(+ Rev.1) et 186.
45 seco, Agrarverhandlungen, S. 7, www.seco-admin.ch >Aussenwirtschaftspolitik >Die Schweiz in der
Welthandelsorganisation WTO >Laufende Verhandlungen >Haltung der Schweiz zu Verhandlungen.
den auf diesen Modalitäten beruhenden globalen Listen spätestens anlässlich
der 5. Ministerkonferenz (Cancun, September 2003) unterbreiten. Die Agrarver-
handlungen werden im Allgemeinen Rahmen des Doha-Programms (1. Januar
2005) abgeschlossen ; das Programm bildet Gegenstand eines „Single Underta-
king“ (siehe Rahmentext).
Phasen der Landwirtschaftsverhandlungen
Phase Zeitraum
1. Phase
Vorschläge der Länder oder Ländergruppen, die vorläufige März 2000-März 2001
(globale oder spezifische) Verhandlungspositionen einreichen.
2. Phase
Vertiefte Untersuchung der Fragen, die während der 1.Phase
aufgeworfen und nach Themen zusammengefasst werden. Streben nach
einem Konsens zu den Veränderungen der Regeln und
Disziplinen der WTO betreffend die Landwirtschaft. März 2001-März 2002
Bemerkung : Mehrheitlich handelt es sich um „informelle“ Tagungen, 
d.h. keine offiziellen Berichte abgesehen von den Zusammenfassungen,
die der Vorsitzende den formellen Tagungen vorlegt. Die Mitgliedsländer 
geben in der Regel Dokumente in Form von nicht-offiziellen „informellen Notizen“ ab.
3. Phase : „Modalitäten“
Festlegung von "Modalitäten" oder Zielsetzungen (einschliesslich bezifferter Ziele) 
für neue Verpflichtungen der Mitgliedsstaaten in den Bereichen Marktzugang, 
Herabsetzung der Exportbeihilfen, Verringerung der handelsverzerrenden 
internen Stützung der Landwirtschaft. Die Bestimmungen über die März 2002-März 2003
besondere und differenzierte Behandlung der Entwicklungsländer sind zu
überarbeiten. Die Phase der „Modalitäten“ umfasst auch die Schaffung 
bzw. Anpassung der Regeln, denen der internationale Handel 
mit Agrarprodukten unterliegt.
Vollständige Verpflichtungsentwürfe der Länder. Bis September 
Halbzeitbilanz der Verhandlungen. 2003 (Cancun)
Abschluss der Verhandlungen, einschliesslich der Diskussionen 
zu den Regeln und damit zusammenhängenden Rechtstexten  1. Januar 2005
im Rahmen des „Single Undertaking“.
Quelle : WTO, Agriculture Negotiations : The Issues and Where We Are Now, 10.10.2002, 47 S.
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❏ Fortschritte der Verhandlungen und Haltung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft46
In den Verhandlungen zum Bereich Marktzugang ging es insbesondere um
Zölle, Zollkontingente und Sonderschutzmassnahmen47. Die wichtigste noch
offene Frage im Zusammenhang mit den Zöllen betrifft die Formel und die
quantitativen Ziele für neue Zollsenkungen. Die Cairns-Gruppe schlug eine
rasche Reduzierung vor ; dabei solle bei den höchsten Zöllen angesetzt werden.
Die Schweiz weigerte sich, auf einen derart radikalen Vorschlag einzutreten.
Luzius Wasescha, der schweizerische Delegationsleiter, soll dazu geäussert
haben, wenn derartige Vorschläge angenommen würden, hätten Länder wie die
Schweiz oder Norwegen keine Landwirtschaft mehr48. Die Europäische Union
(wie auch die Schweiz) befürwortet schrittweise und proportionelle Senkungen
der geltenden Zollsätze. Betreffend die Zollkontingente sehen die Cairns-
Gruppe und die Vereinigten Staaten in der Ausweitung der Kontingente ein ent-
scheidendes Element der neuen Marktzugangsverpflichtungen. Die Europäische
Union, Japan und die Schweiz verteidigen den Status quo.
Die Verhandlungen zum Exportwettbewerb drehten sich in erster Linie um die
umstrittenen Fragen der Beihilfen, der Kredite, der Nahrungsmittelhilfe und der
kommerziellen staatlichen Exportunternehmen49.
❏ Die Cairns-Gruppe und die Vereinigten Staaten fordern die rasche Beseiti-
gung der Ausfuhrbeihilfen. Die Europäische Union und einige andere Länder
(darunter die Schweiz) stimmen substanziellen Senkungen, nicht aber der
Streichung der Subventionen, zu. Die Schweiz schlägt ein modulares System
vor : Einige Produkte werden von der Verringerung der Exportsubventionen
befreit bzw. die Verringerung liegt unter dem vereinbarten Stand, für andere
jedoch gelten stärkere Reduktionen50. Die Entwicklungsländer betonten die
offensichtliche Ungerechtigkeit des derzeitigen Übereinkommens, das die
Beibehaltung der bestehenden Exportsubventionssysteme (selbst wenn die
Subventionen verringert werden), nicht aber deren Schaffung gestattet.
Indien, die ASEAN und weitere Länder forderten, die Situation zu wenden
und die Subventionen der Industrieländer zu streichen, aber den Ländern des
Südens eine gewisse Flexibilität einzuräumen51. Mit Rücksicht auf die beson-
deren Verhältnisse der Entwicklungs- und Transitionsländer, welche Nettoim-
porteure von Nahrungsmitteln sind, schlug die Schweiz vor, subventionierte
Exporte sollten nicht ohne deren Zustimmung gestattet werden, wenn sie ihre
inländische Produktion konkurrenzieren könnten52.
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46 Der Abschnitt beruht hauptsächlich auf folgenden Dokumenten : WTO, Négociations sur
l’agriculture : récapitulation, 18.12.2002, 107 S. ; ACICI, Agriculture : situation actuelle et perspecti-
ves, Themendossier : Agenda Post Doha, Synthese, April 2002, 18 S. ; seco, Agrarverhandlungen,
7S. ; Bundesamt für Landwirtschaft, Les principaux dossiers internationaux pertinents pour la politi-
que agricole suisse, Bern, 18.11.2002, 7 S.
47 WTO, Négociations sur l’agriculture : récapitulation, 18.12.2002, § 12 bis 30, S. 4-8.
48 Von Ram Etwareea wiedergegebene Äusserungen, „OMC: les négociations sur le dossier agricole
s’enlisent“, Le Temps, 21.11.2002.
49 WTO, Négociations sur l’agriculture : récapitulation, 18.12.2002, § 31 bis 39, S. 8-10.
50 Bundesamt für Landwirtschaft, Les principaux dossiers internationaux pertinents pour la politique
agricole suisse, Bern, 18.11.2002, S. 4.
51 ACICI, Agriculture : situation actuelle et perspectives, Synthese, April 2002, S. 11.
52 Bundesamt für Landwirtschaft, Les principaux dossiers internationaux pertinents pour la politique
agricole suisse, Bern, 18.11.2002, S. 4.
❏ Die Europäische Union schlug vor, das Subventionselement der Exportkre-
dite und der Kreditgarantien zu reduzieren. Der Vorschlag zielte besonders
auf die Vereinigten Staaten ab.
❏ Die Verhandlungsteilnehmer verständigten sich darauf, dass nichts die
Gewährung der Nahrungsmittelhilfe bei echtem Bedarf behindern solle, dass
diese aber nicht zur Umgehung der Verpflichtungen im Bereich der Export-
subventionen dienen dürfe. Die Vereinigten Staaten werden häufig beschul-
digt, dann Nahrungsmittelhilfe zu leisten, wenn ihre Inlandpreise niedrig
(und ihre Bestände gross) sind, aber nicht dann, wenn die Weltmarktkurse
hoch und die Bedürfnisse der ärmsten Länder am akutesten sind53.
❏ Die Vorschläge zur Verschärfung der Vorschriften für kommerzielle staatli-
che Exportunternehmen zielen insbesondere auf bestimmte Mitglieder der
Cairns-Gruppe – Kanada, Australien, Neuseeland – ab.
Nach Einschätzung der Schweiz werden Verringerungen der Exportsubventio-
nen möglich, wenn sich in den Bereichen Exportkredite, Nahrungsmittelhilfe
und kommerzielle staatliche Exportunternehmen Resultate zeigen54. Insofern
wirft die Schweiz den Ball ins gegnerische Lager zurück.
Bei den Verhandlungen zur internen Stützung der Landwirtschaft ging es im
Wesentlichen um die verschiedenen Stützungskategorien (Boxes)55. Die Verfech-
ter der Multifunktionalität der Landwirtschaft plädieren für eine schrittweise
Reduzierung der preisgebundenen Massnahmen, während die Exporteure von
nicht subventionierten Nahrungsmitteln und zahlreiche Entwicklungsländer die
Aufhebung der Massnahmen (zumindest in den Industrieländern) fordern.
❏ Green-Box (nicht produktionsgebundene Stützung) : Die Cairns-Gruppe und
die Vereinigten Staaten verlangen in dieser Kategorie striktere Bestimmun-
gen, während die Vertreter der Multifunktionalität neue Direktzahlungsarten
einschliessen möchten. Die Schweiz schlug beispielsweise die Einführung
einer zusätzlichen Klausel vor, die eine Kompensation für nationale Produk-
tionsnormen, welche die auf globaler Ebene geltenden Normen übertreffen,
ermöglichen würde56.
❏ Blue-Box (Stützung von volumenmässig beschränkten Produktionen) : Die
Exporteure von nicht subventionierten Nahrungsmitteln fordern die Abschaf-
fung der Blue-Box ; die Europäische Union, Japan und Norwegen – die haupt-
sächlichen Benutzer dieser Box – verlangen, unterstützt von der Schweiz,
deren Beibehaltung.
❏ Orange-Box (Stützung der Produktion kommerzieller Güter) : Diese Stüt-
zungsform unterliegt den Subventionsabbauverpflichtungen. Die Cairns-
Gruppe und die Vereinigten Staaten fordern eine rasche Beseitigung. Ein
Vorschlag zielt darauf ab, die Subventionen innerhalb von fünf Jahren, mit
einer ersten Kürzung um 50 Prozent, zu streichen. Die Schweiz würde einer
mässigen Subventionsreduzierung zustimmen, falls ihre Partner im Bereich
der nicht handelsbezogenen Anliegen Zugeständnisse machen.
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54 Idem.
55 WTO, Négociations sur l’agriculture : récapitulation, 18.12.2002, § 40 bis 48, S. 10-12.
56 Bundesamt für Landwirtschaft, Les principaux dossiers internationaux pertinents pour la politique
agricole suisse, Bern, 18.11.2002, S. 5.
Neben den Meinungsunterschieden zu zahlreichen Modalitäten in Bezug auf
den Marktzugang, den Exportwettbewerb und die interne Stützung zeichnet sich
laut Stuart Harbinson, Präsident des Landwirtschaftsausschusses (anlässlich der
ausserordentlichen Tagungen) grundsätzlich eine Kluft zum „Ambitionsgrad“
des künftigen Reformprogramms ab. Harbinson bedauerte auch, dass diejeni-
gen, welche bestimmte Vorschläge zu Modalitäten für neue Verpflichtungen
ablehnten, noch keine Gegenvorschläge unterbreitet hatten57.
Diese Kritik war insbesondere auf die Europäische Union gemünzt, welche
indessen unlängst die folgenden Vorschläge veröffentlicht hatte : Herabsetzung
der Exportbeihilfen um 45 Prozent, Reduzierung der Produktionsbeihilfen für
Waren der Orange-Box um 55 Prozent, Zollsenkung um durchschnittlich 36
Prozent, mindestens aber um 15 Prozent, präferenzieller Marktzugang für Ent-
wicklungsländer (mit völliger Zollbefreiung für Importe aus LDC), vernünftige-
rer Einsatz der Nahrungsmittelhilfe. Die Industrieländer sollten diese neuen Ver-
pflichtungen in einem Zeitraum von sechs Jahren ab dem Jahr 2006 umsetzen.
Den Entwicklungsländern würde eine Zehnjahresfrist zugestanden. Die von der
Europäischen Union damit erzielten Einsparungen würden teilweise für
Umweltschutz- und Raumplanungsmassnahmen verwendet58.
Uneinigkeit herrscht auch nach wie vor zu einigen Bestimmungen der besonde-
ren und differenzierten Behandlung der Entwicklungsländer sowie zur Art und
Weise, wie die nicht handelsbezogenen Anliegen zu berücksichtigen sind. In
diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass die Schweiz der Initiative
bestimmter südlicher Länder für die Einführung einer „Entwicklungsbox“
(Development Box) in die WTO-Regeln über die Landwirtschaft positiv gegen-
überstand59. Die Schaffung dieser Box würde nationale Politiken zur Garantie
der Nahrungsmittelsicherheit fördern, die Beschäftigung in den ländlichen
Gegenden erhalten, die Landwirte vor Billigeinfuhren schützen und die Ein-
kommen der Kleinbauern steigern. Die Industrieländer könnten gemäss dem
Grundsatz der Multifunktionalität der Landwirtschaft analoge Massnahmen
anwenden. Die Cairns-Gruppe und die Vereinigten Staaten stemmten sich
jedoch gegen die vorgeschlagene „Entwicklungsbox“; sie scheinen zu befürch-
ten, es werde ein System mit zwei Geschwindigkeiten geschaffen, welches
bestimmte Länder permanent davon befreien würde, neue Verpflichtungen im
Rahmen des Landwirtschaftsübereinkommens einzugehen60.
❏ Haltung der schweizerischen Nichtregierungsorganisationen
Die schweizerischen NGO verfolgen die weltweiten Umwälzungen in der Land-
wirtschaft und die Konsequenzen für die Bevölkerungen aufmerksam mit. Als
kritische Beobachter der laufenden WTO-Verhandlungen beziehen sie regelmäs-
sig Position zu Gunsten eines gerechten und nachhaltigen Weltmarkts.
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„Les Quinze entrent en matière sur les subventions agricoles“, Le Temps, 17.12.2002 ; „European
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20.12.2002.
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Mitteilung der Schweiz, Ausserordentliche Tagung des Landwirtschaftsausschusses, 28.1.2002, 4 S.
Die Stellungnahme war von verschiedenen schweizerischen NGO, darunter die Arbeitsgemeinschaft
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60 ACICI, Agriculture : situation actuelle et perspectives, Synthese, April 2002, Notiz 4, S. 16 ; WTO,
Agriculture Negotiations : The Issues and Where We Are Now, 10.10.2002, S. 35-36.
Im Herbst 2002 veröffentlichte die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke eine
neue Stellungnahme61, die vier Hauptziele umfasste :
❏ Schutz der Landwirtschaftsmärkte des Südens vor Billigimporten. Ein ange-
messenes Instrument wäre die Einführung der „Development Box“ in die
WTO-Regeln über die Landwirtschaft. Dieser Vorschlag stammt von einigen
Ländern des Südens. Er wurde im Januar/Februar 2002 von der Schweiz
unterstützt ;
❏ Förderung der ländlichen Entwicklung durch die Unterstützung der
(beschäftigungsintensiven) Subsistenzlandwirtschaft, durch die Auflösung
der Monopole in den Händen der multinationalen Konzerne und durch
Agrarreformen ;
❏ Steuerung der Produktion der Industrieländer durch den Abbau der Export-
subventionen und durch die Einstellung der Überschussfinanzierung ;
❏ Regelung der internationalen Märkte durch die Anwendung der oben
erwähnten Massnahmen, die Stabilisierung der Rohstoffkurse auf einem
gewinnbringenden Niveau sowie durch die Marktöffnung für Waren des
Südens (einschliesslich verarbeiteter Produkte).
Die Arbeitsgemeinschaft fordert die WTO deshalb auf, die Reihenfolge ihrer
Prioritäten anzupassen, um eine Lösung für die Armut in der Welt zu finden und
einen Beitrag an die menschliche Entwicklung zu leisten62.
6.4. KONFERENZ DER VEREINTEN NATIONEN ÜBER HANDEL UND ENTWICKLUNG 
(UNCTAD)
Während die neue Welthandelsliberalisierungsrunde im Rampenlicht der wirt-
schaftlichen Aktualität stand, setzte die UNCTAD ihre eingehenden Überlegun-
gen zu den Wechselwirkungen zwischen Handel und Entwicklung fort. Ein bes-
seres Verständnis dieser Prozesse wird der Förderung der Interessen des Südens
in den laufenden Handelsverhandlungen dienen. Im Frühjahr 2002 führte die
UNCTAD die Halbzeitbewertung der Massnahmen durch, die im Anschluss an
die Empfehlungen der 10. Tagung der Konferenz ergriffen worden waren. 
❏ Ziele, Funktionen und Budget der UNCTAD
Die UNCTAD63, die 1964 als ständiger zwischenstaatlicher Mechanismus ein-
gerichtet wurde, stellt die wichtigste Institution des Systems der Vereinten
Nationen im Bereich von Handel und Entwicklung dar. Ihre Tätigkeitsfelder
umfassen Forschung und Analyse, Konsensbildung und technische Zusammen-
arbeit. Die UNCTAD unterstützt die Länder des Südens, damit sie das Potenzial
für Handel, Investitionen und Entwicklung optimal nutzen, die sich aus der Glo-
balisierung ergebenden Probleme bewältigen und sich unter fairen Vorausset-
zungen in die Weltwirtschaft integrieren können. Ende 2002 zählte die UNC-
TAD 191 Mitgliedsstaaten.
98
61
„Bauern brauchen Schutz“, Global+, Nr. 3, 2002, S. 4-6.
62 Idem, S. 6.
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neu aufgemacht.
Die Ministerkonferenz, die alle vier Jahre tagt, ist das oberste Lenkungsorgan
der UNCTAD. Sie erstattet der Generalversammlung der Vereinten Nationen
über ihre Tätigkeiten Bericht. Die 10. Tagung der Konferenz fand im Jahr 2000
in Bangkok statt. Die nächste Tagung wird 2004 – im Jahr des 40-jährigen
Bestehens der UNCTAD – in Brasilien abgehalten.
Zwischen den Vierjahrestagungen der Ministerkonferenz überwacht der Rat für
Handel und Entwicklung die Tätigkeiten der UNCTAD. Dazu wurden Aus-
schüsse für die drei folgenden Sektoren geschaffen :
❏ Handel mit Gütern, Dienstleistungen und Grundprodukten ;
❏ Investitionen, Technologie und verwandte Finanzfragen ;
❏ Unternehmen, Handelserleichterung und Entwicklung.
Die Wissenschaft und die Technik im Dienst der Entwicklung bilden den vierten
Sektor. Der Ausschuss, der sich damit befasst, wurde vom Wirtschafts- und
Sozialrat der UNO eingesetzt.
Daneben organisierte die UNCTAD die Konferenzen der Vereinten Nationen
über die am wenigsten entwickelten Länder (LDC), (die letzte Konferenz wurde
im Mai 2001 in Brüssel abgehalten). In Übereinstimmung mit dem Aktionspro-
gramm für die LDC beschloss die Generalversammlung der Vereinten Nationen
jedoch im Dezember 2001, in New York das Büro des Hohen Vertreters für die
am wenigsten entwickelten Länder, die Entwickungsländer-Binnenstaaten und
die kleinen Inselstaaten mit Entwicklungsstatus zu eröffnen. Das Büro wird
bestimmte Aufgaben übernehmen, die bislang von der UNCTAD wahrgenom-
men wurden. Dazu wurden rund zehn Arbeitsplätze von Genf nach New York
verlegt. Die UNCTAD setzt ihre Arbeiten über die Situation der LDC dennoch
fort und gibt weiterhin den Jahresbericht über die am wenigsten entwickelten
Länder heraus.
Das UNCTAD-Sekretariat beschäftigt rund 400 Beamte, die zum UNO-Personal
gehören. Rubens Ricupero, ehemaliger brasilianischer Finanzminister, amtiert
seit 1995 als Generalsekretär. Der jährliche Betriebshaushalt der UNCTAD
beläuft sich auf 50 Millionen Dollar. Die mit 25 Millionen Dollar bezifferte
technische Zusammenarbeit wird aus extrabudgetären Mitteln finanziert.
❏ Halbzeitprüfung zwischen der 10. und der 11. UNCTAD-Tagung
Der Rat für Handel und Entwicklung traf sich vom 29. April bis zum 2. Mai
2002 in Bangkok, um eine Halbzeitprüfung der Umsetzung der Entscheidungen
der 10. UNCTAD-Tagung vom Februar 200064, die ebenfalls in Bangkok getagt
hatte, vorzunehmen. Die Entscheidungen sind im Aktionsplan von Bangkok ent-
halten65. Die Halbzeitprüfung beruht auf den drei folgenden Indikatoren :66
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❏ Zweckmässigkeit, Nutzen und Stand der Umsetzung der Forschungspro-
gramme : Den grössten Anklang finden die Berichte über die Direktinvesti-
tionen, den E-Handel, die LDC und in geringerem Masse über Handel und
Entwicklung.
❏ Praktischer Nutzen und Auswirkungen der Empfehlungen : Die Mitglieds-
staaten sind offensichtlich mit der Qualität der verabschiedeten Texte zufrie-
den, äussern sich aber häufig nicht zur Umsetzung.
❏ Wirksamkeit der Tätigkeiten der technischen Zusammenarbeit : Die Nach-
frage nach Unterstützung bleibt ungebrochen gross und die Empfänger zei-
gen sich zufrieden. Das System für Schuldenmanagement und Finanzanalyse
(DMFAS) sowie das automatisierte Zollabfertigungssystem (ASYCUDA)
werden besonders geschätzt. Die Kriterien für die Ergebnisauswertung soll-
ten indessen in allen Projektpräsentationen ausgewiesen werden.
Anlässlich der Halbzeitprüfung betonten die Delegierten, dass die UNCTAD in
der integrierten Behandlung von Entwicklung und Handel, Finanzfragen, Tech-
nologie und Investitionen besondere Kompetenzen besitze. Unter den Prioritäten
nannten sie die Unterstützung der Entwicklungsländer in den WTO-Verhandlun-
gen. Folgende Themen besitzen angesichts der Fristen Vorrang : Landwirtschaft,
Dienstleistungen, besondere und differenzierte Behandlung sowie Marktzu-
gang67.
Rubens Ricupero forderte in seinen Schlussfolgerungen zur Halbzeitprüfung68,
die Entwicklungsdimension wieder in die Diskussionen über den Welthandel
einzuführen. Er fügte hinzu, der Gründer der UNCTAD, Raul Prebisch, habe
stets betont, dass die Entwicklungsländer selbst zuallererst und hauptsächlich
für ihre Entwicklung verantwortlich seien. Im Vorfeld der nächsten UNCTAD-
Tagung im Jahr 2004 warf Rubens Ricupero zwei grundlegende Fragen auf :
Welche internationalen Vorkehrungen müssen erstens getroffen werden, um den
Entwicklungsländern den nötigen Handlungsspielraum einzuräumen bzw. kon-
kreter die erforderlichen Absatzmärkte zu erschliessen, damit die Grundpro-
bleme der Armut und der Einkommensdefizite bekämpft werden können? Wel-
che Politik und welche internen Einrichtungen sind zweitens in den einzelnen
Ländern notwendig, um Kapazitäten für die Verringerung der Armut und der
Einkommensdefizite zu schaffen ?
❏Wechselwirkungen zwischen Handel und Entwicklung
Die so definierte Problematik der externen und internen Voraussetzungen für die
wirtschaftliche Entwicklung beweist die Relevanz der UNCTAD-Arbeiten und
trägt zum besseren Verständnis der Diskussionen bei, die im Laufe der Jahresta-
gung des Rats für Handel und Entwicklung vom 7. bis zum 19. Oktober 2002 in
Genf geführt wurden. Der Rat prüfte insbesondere die Fortschritte der Handels-
verhandlungen nach der WTO-Ministerkonferenz in Doha sowie die Entwick-
lung des Anteils der Entwicklungsländer am Welthandel69.
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69 UNCTAD, Plaidoyer en faveur d’une approche multilatérale dans les négociations commerciales,
Pressemitteilung, 8.10.2002 ; NGLS, Key Challenges on Global Trade Agenda Addressed at
UNCTAD, Roundup, Nr. 97, November 2002, 6 S.
Supachai Panitchpakdi äusserte sich vor den Mitgliedern des Rates zu den Han-
delsverhandlungen und betonte, dass die Fortschritte an den verschiedenen
Fronten Hand in Hand gehen müssen. Er unterstrich die Bedeutung der
Zusammenarbeit zwischen der WTO, der UNCTAD und allen übrigen interna-
tionalen Entwicklungsinstitutionen. In der Diskussion zeichnete sich ein deut-
licher Konsens für eine Kohärenz der Handels-, Finanz- und der nachhaltigen
Entwicklungspolitik ab.
Dieses Ziel scheint jedoch in vielerlei Hinsicht noch ausser Reichweite zu lie-
gen. Eine wesentliche Forderung der Entwicklungsländer betrifft die besondere
und differenzierte Behandlung. Im Oktober 2002 waren die Verhandlungen zu
dieser Thematik praktisch an einem toten Punkt angelangt. Ein signifikanter
Durchbruch würde es den Ländern des Südens erlauben, sich im multilateralen
Handelssystem den für die Diversifizierung ihrer Volkswirtschaften und für die
Armutsbekämpfung notwendigen Handlungsspielraum zu sichern.
Die Prüfung des Anteils der südlichen Länder am Welthandel – auf der Basis
der letzten Ausgabe des Trade and Development Report (Bericht über Handel
und Entwicklung)70– führte einmal mehr die Eingliederungsschwierigkeiten vor
Augen, mit denen die meisten dieser Länder konfrontiert sind : trotz des raschen
Wachstums ihrer Fertigwarenausfuhren steigen die Einnahmen aus diesen Aus-
fuhren nur relativ geringfügig an.
Dieser Widerspruch erklärt sich aus der erbitterten Konkurrenz, die sich die
Niedriglohnländer auf der Suche nach Auslandsinvestoren und gegenüber den
Abnehmern ihrer Produkte liefern. Die Länder mit den am wenigsten diversifi-
zierten Volkswirtschaften und der beschränktesten Verhandlungskapazität stei-
gen als Letzte in die Ausfuhren von Fertigwaren ein. Diese Länder sind in der
Hierarchie der Produktionssysteme unten angesiedelt ; sie erzielen aus ihren
Ausfuhrtätigkeiten den geringsten Mehrwert und verzeichnen die schwächsten
Antriebswirkungen auf ihre Binnenwirtschaft. Unter diesen Voraussetzungen
wird die Umstellung von Rohstoffausfuhren auf billige Fertigwarenexporte das
Problem der sich verschlechternden Austauschrelationen nicht lösen, sondern
lediglich verlagern.
Die UNCTAD plädiert für die Ausweitung der Binnenmärkte, die Modernisie-
rung der Technologien und eine selektive Aufnahme ausländischer Direktinves-
titionen, damit die Länder des Südens grösseren Nutzen aus dem Wachstum
ihrer Fertigwarenproduktionen ziehen können. Die Möglichkeit, diese neue
Strategie anzuwenden, hängt insbesondere von den Ergebnissen der Handelsver-
handlungen nach Doha ab.
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